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Zu TOP 9 
Frauen mit Zuwanderungsgeschichte unterstützen – Gewalt bekämpfen
Regina Kopp-Herr (SPD): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! „Frauen mit Zuwanderungsgeschichte unterstützen – Gewalt bekämpfen“ –, liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU, so haben Sie diesen Antrag überschrieben.

Kann frau unterschreiben, dachte ich, als ich diesen Titel las. Beim Lesen des Begründungstextes setzte bei mir dann aber große Verwirrung ein – Verwirrung deswegen, weil ich mich als neues Mitglied dieses Hohen Hauses gefragt habe, was denn eigentlich in den vergangenen fünf Jahren unter der schwarz-gelben Landesregierung zu diesem Thema auf den Weg gebracht worden ist.

Sie hatten immerhin einen Frauenminister und einen Integrationsbeauftragten. Das, was ich als Außenstehende aus dieser Zeit mitbekommen habe, war, dass Frauenförderung, Frauenprojekte, Regionalstellen Frau und Beruf, die vierte Frauenhausstelle, eine auskömmliche, verlässliche und bedarfsgerechte Finanzierung von Frauenhäusern drastisch gekürzt und oftmals Knall auf Fall eingestampft oder aber gar nicht erst in Angriff genommen wurden – sehr zum Nachteil besonders auch der Frauen und Mädchen, die Sie in dem Titel Ihres Antrages benennen. Durch diese mit Einsparungen begründete, rigide gegen Frauen und Mädchen gewandte Politik war der Schaden größer als der Nutzen.

(Beifall von der SPD, von den GRÜNEN und von Hamide Akbayir [LINKE])

Aber wir, die jetzigen Koalitionsfraktionen, hatten unsere Hausaufgaben gemacht und den Bereich „Zukunft geht nur mit Frauen und Mädchen“ bereits im Wahlprogramm außerordentlich gut beschrieben. Das spiegelt auch der Koalitionsvertrag wider. Dort finden Sie unter anderem die Punkte, die Sie in Ihren Antrag aufgenommen haben. Ich nenne hier deshalb auch nur einige Ziele aus dem Koalitionsvertrag:

Existenzsicherndes Einkommen für Frauen und Männer. – Gerade viele Frauen mit Zuwanderungsgeschichte – Frau Milz, Sie haben es auch gerade genannt – arbeiten in sogenannten „prekären Beschäftigungsverhältnissen“.

Abbau geschlechtsspezifischer Benachteiligungen. – Das heißt, partnerschaftliches Miteinander von Frauen/Mädchen und Männern/Jungen. Gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit – egal, ob als Geisteswissenschaftlerin, als Ingenieurin, Friseurin, Krankenschwester usw.

Und nochmals: Der Schutz von Frauen vor Gewalt – ich nenne hier ausdrücklich noch einmal eine bedarfsgerechte auskömmliche Finanzierung der Frauenhäuser – und – auch das haben Sie angesprochen – eine Verbesserung der aufenthaltsrechtlichen Situation von Opfern der Zwangsheirat.

Dem Tagesordnungspunkt 2 vom kommenden Freitag, der sich mit Integrations- und Sprachkursen beschäftigen wird, will ich an dieser Stelle nicht vorgreifen.

Sie sehen, dass die Lebenslage von Frauen, besonders aber von Frauen mit Zuwanderungsgeschichte, wesentlicher Bestandteil der nordrheinwestfälischen Frauen- und Integrationspolitik sein wird. Gleichwohl stimmen wir der Überweisung in den Frauenausschuss zu, damit wir im Ausschuss die nähere Ausgestaltung und Details, aber auch die für diese Arbeit nötige Finanzierung besprechen und beschließen.
Am Ende meiner Ausführungen kann ich mir aber nicht verkneifen, eines anzusprechen: Sie, die Kolleginnen und Kollegen der CDU-Landtagsfraktion, kommen langsam auf den richtigen Weg zu einer modernen und umfassenden Frauenpolitik. Das zeigt sich in dem Antrag, den wir gerade beraten – und das lässt uns hoffen.

Nehmen Sie Ihre Kollegin, die Bundesfamilienministerin Schröder, unter Ihre Fittiche! Darum möchte ich Sie wirklich herzlichst bitten. Machen Sie ihr klar, was moderne umfassende Frauenpolitik bedeutet, damit sie den von ihr eingeschlagenen rückwärtsgewandten Kurs aufs Schnellste beendet und ihre Ideen und Aussagen – gerade aus der vergangenen Woche – in die Mottenkiste packt.

(Beifall von der SPD)

So können sich Bund und Länder gemeinsam den oben beschriebenen Aufgaben stellen. – In diesem Sinne: Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 
(Beifall von der SPD und von Verena Schäffer [GRÜNE])


